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Gegen das Wegsehen – Mobbing
-Ausstellung in der JVA Celle
Das Phänomen Mobbing ist in
allen Arbeitsbereichen weit
verbreitet. Ca. 7 bis 8 Prozent
aller abhängig Beschäftigten
leiden direkt unter dem Phä-
nomen Mobbing. Intensives
Wegschauen ist da sicher kei-
ne Lösung. 
Die JVA Celle will genau hin-
schauen. Mit der Unterstüt-
zung der Anstaltsleitung hat
die Arbeitsgemeinschaft Ge-
sundheitsförderung der JVA
Celle zunächst eine Ausstel-
lung zum Thema Mobbing prä-
sentiert. In einer auch von
Gästen außerhalb der JVA gut
besuchten Dienstversamm-
lung wurde durch den Kom-
munikationsberater Herrn
Dancs ein zugleich lebhafter
wie nachdrücklicher Einfüh-
rungsvortrag gehalten. 
Mobbing wächst auf dem

Nährboden Angst, Lethargie
und dem Wegschauen. Ent-
sprechend sind alle Mitarbei-
ter und insbesondere die Füh-
rungskräfte aufgerufen, Mob-
bing zu verhindern und früh-
zeitig einzuschreiten. 
Neben dem menschlichen Leid
sind auch die Kosten in Höhe
von 50.000,− bis 150.000,−
Euro pro Fall und Jahr auf-
grund von Arbeitsausfall, Be-
handlungskosten (Kuren) und
erheblicher Störung der Ar-
beitsabläufe bemerkenswert.
Verschiedene andere Justiz-
vollzugsanstalten haben ihr
Interesse bekundet. Weitere
Informationen sind auch über
das Gesundheitszentrum für
den Niedersächsischen Justiz-
vollzug, Tel.: 0441 / 779 1132,
Herrn Bögemann, erhältlich.

Dr. Vahjen

Ortsverband Hameln überschreitet
die „Schallgrenze“...
Günter Fichte − JVA Bückeburg − wird das 
300. Mitglied im Ortsverband Hameln

Der VNSB wächst: An QUALI-
TÄT; das spüren hoffentlich
alle unsere Mitglieder. Und
an QUANTITÄT, davon wollen
wir hier berichten.

Wir dürfen den stellvertreten-
den Anstaltsleiter der JVA Bü-
ckeburg, Herrn Günter Fichte,
als 300. Mitglied des VNSB −
Ortsverband Hameln − in un-
seren Reihen begrüßen und
willkommen heißen.
Mit der Aufnahme in den VNSB
hat er sicher die richtige Ent-
scheidung getroffen!
Dies nahm der Vorstand des
Ortsverbandes Hameln am
10.12.2002 wörtlich: Günter
Fichte wurde zur Sitzung des
Ortsverbandes in die Jugend-
anstalt Hameln eingeladen.
Der stellvertretende Vorsitzen-
de des VNSB − OV Hameln,

Wolfgang Biock und der stell-
vertretende Landesvorsitzen-
de, Gerd Solinski begrüßten
Günter Fichte in einem ange-
messenen Rahmen.
Ein Blumenstrauß und ein
Geldgeschenk wurden als Ges-
te der Freude und als Ehrung
überreicht sowie die einhellige
Freude des Vorstandes über
das Überschreiten der „Schall-
grenze 300“ zum Ausdruck ge-
bracht.
Das zum Durchbrechen der
Schallmauer ja immer ein hef-
tiger Knall gehört, weiß Günter
Fichte: Er freute sich über das
„Willkommen im VNSB“ und
berichtete in gemütlicher und
entspannter Runde, das Geld-
geschenk zum Besuch des
Weihnachtsmarktes in Stock-
holm einsetzen zu wollen. 
Also Günter:“ ha det sa roligit!“

www.bsbd.dewww.bsbd.de

Besuchen
Sie uns

im
Internet:

Der Kampf hat begonnen! 40.000 demonstrieren
in Berlin gegen den Systemwechsel

14. Dezember 2002. Draußen ist es kalt wie im Gefrierschrank, an sich kein Wetter, um sich lange außerhalb der wärmenden Wohnungen auf-
zuhalten. Doch heute ist alles anders. Die Kampfansage der öffentlichen Arbeitgeber ist bei den Beschäftigten des öffentlichen Dienstes angekom-
men. Mehr als 40.000 Angestellte, im DBB und dessen Mitgliedsgewerkschaften organisierte Arbeiter und Beamte haben sich trotz der widrigen
äußeren Bedingungen nicht abschrecken lassen und sind nach Berlin gekommen, um ihrem Frust, ihrer Verbitterung lautstark Luft zu machen.
Gründe gibt es genug. Die Tarifverhandlungen kommen nicht vom Fleck. Die Arbeitgeber haben nicht einmal ein Verhandlungsangebot unterbrei-
tet. Vielmehr wird von der Streichung des Urlaubs- und Weihnachtsgeldes geredet, über eine Nullrunde für den öffentlichen Dienst bei gleichzeiti-
ger Verlängerung der Arbeitszeit wird spekuliert. Berlins Regierender Bürgermeister Wowereit hat Einkommenseinbußen bis zu 18 Prozent in die
Debatte eingeführt und Unterstützung erhalten. Jetzt ist das Fass übergelaufen. Die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes wollen sich nicht länger
als vermeintliche Ursache der Finanzmisere beschimpfen und als Objekt der politischen Haushaltssanierer missbrauchen lassen.

Um 13.00 Uhr hat sich je
ein Demonstrationszug
am „Potsdamer Platz“

und vor dem „Roten Rathaus“
formiert. 
Die Demonstrationsteilnehmer
sind bestens vorbereitet. Fah-

nen werden geschwenkt,
Transparente ausgerollt, Tril-
lerpfeifen in Aktion gesetzt. In
ihrem Protest sind sich alle ei-
nig. 
Hier marschieren Polizeibeam-
te neben den Frauen und Män-

nern aus dem Strafvollzug, die
Feuerwehr zeigt ebenso Prä-
senz wie der Zoll und die Fi-
nanzverwaltung. Arbeiter, An-
gestellte und Beamte fühlen
sich solidarisch verbunden in
der gemeinsam empfundenen

Wut auf eine Politik, die sie zum
Sündenbock stempelt und die
ihre für die Gesellschaft häufig
im Schichtdienst erbrachten
Leistungen mit Füßen tritt.

Fortsetzung Seite 32
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Vor dem Gebäude des Bundesrates haben die Demonstranten ihr „Letz-
tes Hemd“ aufgehängt. Mit diesem symbolischen Akt verlangen sie be-
rufliche Perspektiven und keine Kahlschlagpolitik auf ihre Kosten.

Entsprechend drastische For-
mulierungen haben die De-
monstranten für ihren Protest
gewählt
● „Wir sind keine Staatsskla-

ven“, 
● „Kampfansage verlangt

Widerstand“, 
● „Wir haben die Schnauze

endgültig voll!“,
● „Tarifdiktat bedeutet

Arbeitskampf“ und
● „Ost-West-Angleichung

jetzt!“
ist auf ihren Transparenten zu
lesen, als sich die beiden
Marschsäulen auf dem einsti-
gen und künftigen Prachtbou-
levard „Unter den Linden“ ver-
einigen. Spätestens jetzt wird
auch für den letzten unbetei-
ligten Beobachter deutlich
sichtbar, welch machtvolle De-
monstration sich vorbei am
„Adlon“ auf das Brandenbur-
ger Tor zubewegt. Die Quadri-
ga im Blick, die Rassel fest in
der Hand schreit die Menge der
zigtausend Demonstranten ih-
ren Protest heraus. Selbst vor
gesundheitsgefährdendem
Engagement wird nicht zu-
rückgeschreckt. Es dauert ge-
raume Zeit, bis der Engpass
„Brandenburger Tor“ passiert
ist. Als sich die Menge dort zur
Abschlusskundgebung for-
miert, klart es auf, die Sonne
lugt hinter der sich auflo-
ckernden Bewölkung hervor.
Sie vermag zwar keine spürba-
re Wärme zu spenden, doch
hellt sie die Gemüter auf, lässt
Hoffnung aufkeimen, dass
auch eine desaströse Wirt-
schafts- und Finanzpolitik die

Fähigkeit unserer Gesellschaft
zu einem neuen Aufschwung
nicht gänzlich verschütten
kann.
Nachdem ein wütendes Pfeif-
konzert langsam abebbt, tritt
DBB-Chef Erhard Geyer ans
Mikrophon. Er ruft den Ver-
antwortlichen ins Gedächtnis,
dass es die Arbeiter, Angestell-
ten und Beamten in Bund,
Ländern und Gemeinden sind,
an deren Wirken der Staat er-
kennbar und erfahrbar werde.
„Wir sind es, die die staatli-
chen Ziele der Politik umset-
zen, und zwar in guten wie in
schlechten Zeiten. Wir sind
es, die für die Einnahmen des
Staates sorgen, die äußere
und innere Sicherheit garan-
tieren. Ohne uns wäre der
Staat nicht vorhanden, wäre
nur eine abstrakte Idee“, ruft
der Gewerkschafter den De-
monstranten zu, um sofort die
schlechte Behandlung des öf-
fentlichen Dienstes durch die
Politik anzuprangern. „Unsere
Solidarität, unser täglicher
Einsatz für das Funktionieren
des Staates hat die Mächtigen
in Regierungen und Parlamen-
ten aber nur herausgefordert,
unsere Loyalität mit Füßen zu
treten. Wir haben jahrelang je-
de Provokation hingenommen.
Doch jetzt sagen wir: Es reicht!
Jetzt, wo die Politiker dabei
sind, dem öffentlichen Dienst
die Geschäftsgrundlage aufzu-
kündigen, nehmen wir den
Fehdehandschuh auf. Wer un-
sere Loyalität derart gering
schätzt, der muss damit rech-
nen, dass diese Loyalität zer-
bricht“.

Mit einem kraftvollen „Wir haben
die Schnauze voll!“, drückte DBB-
Chef Erhard Geyer aus, was die
Betroffenen von dem durch die Po-
litik betriebenen Systemwechsel
im öffentlichen Dienst halten,
nämlich nichts.

Geyer kritisiert anschließend
den Verfall der politischen Sit-
ten. Der Politik wirft er vor, den
öffentlichen Dienst nach Guts-
herrenart zu behandeln. Im-
mer mehr Aufgaben mit immer
weniger Personal, eine immer
höhere Arbeitsverdichtung bei
immer schlechterer Bezah-
lung, das seien Gleichungen,
die nicht aufgehen könnten.
Dies fordere den DBB und sei-
ne Mitgliedsgewerkschaften
zum entschlossenen Wider-
stand heraus. „Die Vertrau-
enskrise der Politik ist Tages-
thema in den Medien, unser

Vertrauen in die Politiker
schwindet von Tag zu Tag“, ruft
Geyer unter dem frenetischen
Beifall der 40.000 aus. „Wir
sind keine Knetmasse, die
man nach Belieben modellie-
ren kann. Wir sind nicht die
Sparschweine, die man
schlachten kann, wenn die öf-
fentlichen Haushalte an
Schwindsucht leiden“. Als
Geyer verkündet, dass diese
Abzockerpolitik auf den ent-
schiedenen Protest der Betrof-
fenen treffen wird, unterbricht
ihn ein ohrenbetäubendes
Pfeifkonzert. Die Demonstran-

ten sind es offenkundig leid,
sich permanent als eine der
wesentlichen Ursachen für die
marode Finanzsituation der
Gebietskörperschaften diffa-
mieren zu lassen. Die Beschäf-
tigten des öffentlichen Diens-
tes vermehren sich nicht
durch Zellteilung. Es sind die
Politiker, die den Personalbe-

darf maßgeblich bestimmen.
Als sich Geyer mit den Zumu-
tungen befasst, die durch die
Politik zwischenzeitlich in die
Diskussion eingeführt worden
sind, wird es wieder laut vor
dem Brandenburger Tor. „Was
uns zugemutet wird, nimmt
langsam groteske Formen an.
Die älteren Kolleginnen und
Kollegen können sich nicht
einmal mehr auf die erdiente
Versorgung verlassen. Mit
der Absenkung der Aktivbe-
züge, der Ruhegehälter, der
Abkopplung von der allge-
meinen Einkommensent-
wicklung werden die Beam-
ten mehrfach bestraft. Hier
wird mit dem Feuer gespielt“,
spricht Geyer genau das aus,
was die protestierenden Kolle-
ginnen und Kollegen nach Ber-
lin geführt hat. 
Die Finanzmisere hat nach
Geyers Einschätzung allein
die Politik zu verantworten.
Wer Reformen mit Sparorgien
verwechsle, wer Streichungen
als Reform verkaufe, wer die
Rechte der Beschäftigten
missachte, wer den öffentli-
chen Dienst demontiere, der
werde kläglich scheitern, und
zwar am erbitterten Wider-

Kampfansagen

„Der öffentliche Dienst
ist keine Knetmasse!“
„Der öffentliche Dienst
ist keine Knetmasse!“
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stand des öffentlichen Diens-
tes. Nach Meinung des DBB-
Chefs identifizieren sich die
Beschäftigten mit ihrer Arbeit,
wollen dass der öffentliche
Dienst konkurrenzfähig und
leistungsstark bleibt. Das
fortwährende Gerede der Po-
litik von der Modernisierung
des Staates entlarvt der Ge-
werkschafter als bloße Wort-
hülsen, hinter denen sich in
der Regel die ungebremste
Sparwut verbirgt. Und dann
beklagt Geyer, dass der öffent-
liche Dienst in den zurücklie-
genden Jahren bereits mit 30
Milliarden Euro zur Kasse ge-
beten wurde, dass 100.000 Ar-
beitsplätze wegrationalisiert
wurden und dass andererseits
die Regierungen mit einer
wahren Gesetzesflut den Ver-
waltungsaufwand ins Uner-
messliche gesteigert haben.
Um sich ein Bild von den Ver-
hältnissen vor Ort zu verschaf-
fen, sollten sich die Politiker in
den Behörden, bei der Polizei
und im Strafvollzug einmal
umsehen, dann könnten sie
ermessen, was dort mit immer
weniger Personal geleistet wer-
den muss. „Die Beschäftigten
haben eine Politik verdient, die
ihrem Engagement gerecht
wird. 
Wir fordern die lineare Anhe-
bung der Einkommen für alle
Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes um 3,5 Prozent. 
Wir fordern die verzögerungs-
freie Übertragung des Tarifab-
schlusses auf den Beamtenbe-
reich, die Ost-West-Anglei-
chung der Gehälter. 
Wir fordern den Verzicht auf
Öffnungsklauseln in der Be-
amtenbesoldung“, macht Gey-
er die Erwartungshaltung der
Beschäftigten unmissver-
ständlich klar.

Den Politikern droht der DBB-
Chef einen harten Winter für
den Fall an, dass sie nicht von
ihrem Crash-Kurs ablassen.
„Wenn die Angestellten und
Arbeiter streiken müssen, um
ihre berechtigten Forderungen
durchzusetzen, wenn wir nur
so verdeutlichen können, dass
die Einkommen im öffentli-
chen Dienst nicht der Notgro-
schen des Staates für schlech-
te Zeiten sind, dann werden
wir dies entschlossen tun.
Denn: Wir haben die Schnauze
voll. Es reicht uns endgültig!“,

„Wir haben die
Schnauze voll!“
„Wir haben die
Schnauze voll!“

findet Geyer harte Worte, die
durch den lang anhaltenden
Schlussapplaus der Demons-
tranten unterstrichen werden.
Die jetzt eintretende kurze Ver-
schnaufpause nutzen viele De-
monstrationsteilnehmer, um
sich mit warmen Getränken
einzudecken. Das Schwenken

Politik betreibt die Demontage
des öffentlichen Dienstes
Politik betreibt die Demontage
des öffentlichen Dienstes

Während DBB-Chef Erhard Geyer den Politikern die Forderungen der
Demonstranten ins Stammbuch schreibt, versuchen Kolleginnen und
Kollegen mit warmen Getränken die Auswirkungen der geradezu sibiri-
schen Kälte zu bekämpfen.

der Transparente, die Betäti-
gung der Trillerpfeifen hat
durstig gemacht. Viele Fachge-
werkschaften haben Stände
errichtet, eine eigene Logistik
aufgebaut, um die aus ganz
Deutschland angereisten Kol-
leginnen und Kollegen zu ver-
sorgen.

Als Robert Dera, Vorsitzender
der DBB-Tarifunion und Ver-
handlungsführer in der lau-
fenden Tarifauseinanderset-
zung, ans Mikrophon tritt,
steigt der Lärmpegel erneut
an. Er beschwört die Solidari-
tät der Demonstranten. Die
Auseinandersetzung mit der
Politik habe eine neue Qualität
erreicht. Es gehe nicht nur da-
rum, dass die Arbeitgeber
Weihnachts- und Urlaubsgeld
zum Stopfen der Haushaltslö-
cher nutzen wollen oder den

Kolleginnen und Kollegen in
den neuen Bundesländern im-
mer noch gleicher Lohn für
gleiche Arbeit vorenthalten
werde. Die Arbeitgeber wollten
vielmehr den Systemwechsel.
„Die Politik betreibt die De-
montage des öffentlichen
Dienstes. Es geht nicht um
Umbau. Es geht um Zerstö-
rung. Das werden wir nicht zu-
lassen“, feuert Dera die Kolle-
ginnen und Kollegen zu einem
wütenden Pfeifkonzert an.
Hart kritisiert der Gewerk-

schafter den rüden Umgang
der Politik mit dem öffentli-
chen Dienst. „Wer uns als ’fau-
le Verwaltungsheinis’ be-
schimpft und, wie der Berliner
Finanzsenator Sarrazin, seine
Mitarbeiter als ’übelriechend’
diffamiert, der hat eine rüde
Antwort verdient. Das einzig
Übelriechende in Berlin ist die
unseriöse Haushaltspolitik
des Senats. Wer für seine eige-
ne Schuldenpolitik den öffent-
lichen Dienst in Geiselhaft
nimmt, dem rufen wir zu: Nicht
mit uns!“ Die Demonstranten
unterstreichen diese Aussage
mit stürmischem Applaus.

Großartige Ver-
sprechungen
vor der Wahl −
und danach?

Großartige Ver-
sprechungen
vor der Wahl −
und danach?
Der Chef der DBB-Tarifunion
beklagt die mangelnde Ver-
lässlichkeit der Politik, indem
er darauf verweist, dass vor der
Wahl großartige Versprechun-
gen abgegeben worden seien,
um nach dem Votum des Wäh-
lers das Tal des Jammers aus-
zurufen. Hierdurch sei ein
Stück Vertrauen in die Politik
verloren gegangen. Wenn die
Politik jetzt aber, um von ihrem
eigenen Versagen abzulenken,
mit dem Finger auf den öffent-
lichen Dienst zeige, um ihn als
Schuldigen zu brandmarken,
dann sei das nicht akzeptabel.
„Diese Argumentation ist vor
allem eines: niederträchtig
und gemein!“ 
Anschließend fragt Dera, 
● wer denn die Beschäftigten

des öffentlichen Dienstes
eingestellt habe, 

● wer denn an der Gesetzes-
flut bastle, die die Arbeit der
Verwaltungen so sehr er-
schwere? 

Hierfür, so der Gewerkschaf-
ter, verlange man eine sachge-
rechte Bezahlung. „Wenn es
sein muss, dann auch durch
Arbeitskampf!“ Mit den ersten
Warnstreiks sei der Politik klar
gemacht worden, dass der öf-
fentliche Dienst zum Streik
entschlossen sei.
In der laufenden Tarifausein-
andersetzung, erläutert Dera,
werfe die Politik Rauchbom-
ben. „Noch mit demselben
Atemzug, mit dem sie die an-
geblich so sicheren Arbeits-
plätze beschwören, drohen sie
im Falle von Einkommenser-
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Robert Dera, Chef der DBB-Tarif-
union, stellte den Politikern die
Frage nach ihrer Glaubwürdig-
keit: „Schlimmster Populismus ist
es aber, davon zu reden, wir
müssten den Gürtel enger schnal-
len, und sich dann selbst, wie der
Landtag in Kiel, mit 5,7 Prozent zu
bedienen“.

höhungen massiven Arbeits-
platzabbau und betriebsbe-
dingte Entlassungen an. Von
daher verbitten wir uns den
dümmlichen Vergleich mit der
Privatwirtschaft. Dort handeln
die Arbeitgeber wenigsten er-
folgsorientiert und zuverläs-
sig“. 
Der Beifall der Demonstranten
lässt den Chef der DBB-Tarif-
union kurzzeitig verstummen,
bevor er wieder die Stimme
hebt und den öffentlichen Ar-
beitgebern vorhält, kein priva-
ter Arbeitgeber würde auf die
Idee kommen, sein Personal so
zu demotivieren, wie es die öf-
fentlichen Arbeitgeber tun. In
der Privatwirtschaft würde
niemand Arbeitsplätze abbau-
en, ohne die Verfahrensabläu-
fe zu vereinfachen oder zu re-
duzieren. Kein privater Arbeit-
geber würde sich Millionen an
Einnahmen durch die Lappen
gehen lassen, nur um beim
Personal einige Hunderttau-
send Euro einzusparen. In der
Privatwirtschaft gelte das Per-
sonal als wichtigste Ressour-
ce, im öffentlichen Dienst sehe
die Politik die Angestellten, Ar-
beiter und Beamten als not-

5,7-prozentige
Diätenerhö-
hung im Kieler
Landtag

5,7-prozentige
Diätenerhö-
hung im Kieler
Landtag

wendiges Übel an. „Das lassen
wir uns nicht länger gefallen!
Wir sind zu Streik und De-
monstration bereit!“, ruft Dera
der Versammlung mit sich
überschlagender Stimme zu. 
Zur Beruhigung verweist der
Gewerkschafter dann darauf,

dass sich ein Streik nicht ge-
gen die Bürgerinnen und Bür-
ger richte, deshalb werde da-
rauf geachtet, dass die Auswir-
kungen begrenzt blieben. Was
die öffentlichen Arbeitgeber
jetzt im Bereich der Bildung,
der Sicherheit und der Ge-
sundheit planten, sei hingegen
geeignet, diese Bereiche dau-
erhaft lahm zu legen. „So läu-
tet die Politik nicht nur das
Totenglöckchen für den öf-
fentlichen Dienst, nein, sie
schaufelt bereits eifrig an
seinem Grab!“

Erkennbar emotional enga-
giert zeigt sich Dera, als er die
Widersprüchlichkeit der Poli-
tik brandmarkt. Vom öffentli-
chen Dienst werde das Zerr-
bild eines verknöcherten, Geld
fressenden Dinosauriers ge-

zeichnet. Doch er sei sicher,
dass die Bürger ein feines Ge-
spür für die Wahrheit haben.
„Jetzt, wo für den öffentlichen
Dienst eine Nullrunde, eine
Lohnpause gefordert wird, da
genehmigen sich die Land-
tagsabgeordneten im Land der
Heide Simonis zur selben Zeit
eine 5,7-prozentige Diätener-
höhung. Ich halte fest: Für Kie-
ler Landtagsabgeordnete gel-
ten 5,7 Prozent als vernünftig.
Für uns dagegen sind 3,5 Pro-
zent völlig unakzeptabel“. De-
ra kritisiert diese Zugriffsmen-
talität als verfehlt, schamlos,
nicht erklärbar und fährt dann
fort: „Und sage mir niemand,
es sei populistisch, diese Zah-
len gegenüber zu stellen.
Schlimmster Populismus ist
es aber, davon zu reden, wir
müssten den Gürtel enger
schnallen, und sich dann
selbst mit 5,7 Prozent zu be-
dienen. Das passt einfach
nicht! Das ist eine Schweine-
rei!“
Nachdem der Beifall der De-
monstranten verklungen ist,
befasst sich der Gewerkschaf-
ter mit den Auswirkungen ei-
ner verfehlten Politik, die den
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Vier Wochen später:
Der Tarifabschluss steht!
Vier Wochen später:
Der Tarifabschluss steht!
Zwischenzeitlich hatte sich
auch den öffentlichen Arbeit-
gebern erschlossen, dass das
hartnäckige Beharren auf ei-
ner Lohnpause unausweich-
lich zum Arbeitskampf führen
würde. 
Nur so ist es zu erklären, dass
sie sich in letzter Minute zum
Abschluss eines neuen Tarif-
vertrages bereit gefunden ha-
ben, bei dem auch der öffentli-
che Dienst nicht unbeträchtli-
che Zugeständnisse gemacht
hat. Damit ist der Kampf aber
keineswegs vorbei. Nunmehr
drohen Teile der öffentlichen
Arbeitgeber mit dem Austritt

aus den Arbeitgeberverbän-
den. Der rot-rote Berliner Se-
nat hat bereits vollendete Tat-
sachen geschaffen. Auch ist
absehbar, dass die verzöge-
rungsfreie Übertragung des
Tarifergebnisses auf den Be-
amtenbereich nochmals Pro-
bleme aufwerfen wird. Hier
wähnt sich die Politik in der
stärkeren Position, weil sie am
Gesetzeshebel sitzt. Doch ei-
nes ist schon jetzt klar: Die An-
gestellten, Arbeiter und Beam-
ten werden sich nicht ausei-
nander dividieren lassen.
Höchste Wachsamkeit ist al-
lerdings angebracht.

Bei klirrender Kälte haben sich die Demonstranten formiert. Trotz aller
äußeren Widrigkeiten sind sie von der Erkenntnis beseelt, jetzt Flagge
zeigen zu müssen, um nicht vollends unter das Räderwerk der politi-
schen Sparwut zu geraten.

Der Demonstrationszug hat sich in Bewegung gesetzt. Erwartungsfroh
machen sich die Kolleginnen und Kollegen auf den Weg, um der Politik
die Stirn zu bieten.

Mit von der Partie: Stv. BSBD-Bundesvorsitzender Friedhelm Sanker.
„Wir fordern die Teilhabe an der allgemeinen Einkommensentwicklung
ebenso wie die Ost-West-Angleichung der Gehälter!“

Nur langsam kommt der Demonstrationszug voran. Trotz der hervor-
ragenden Absperrmaßnahmen der Polizei können die Berliner Straßen
die Menge der Demonstranten kaum fassen.

öffentlichen Dienst zum Buh-
mann und Sündenbock stem-
pelt. 
„Gut ausgebildete, angemes-
sen bezahlte Mitarbeiter sind
das Herzstück eines effizien-
ten öffentlichen Dienstes. Wer
hier die Axt anlegt, nimmt wis-
sentlich in Kauf, dass öffentli-
che Aufgaben bald nicht mehr
erfüllt werden können. Dann
muss die Politik dem Bürger
aber auch sagen, dass dem-
nächst die private Brieftasche
über die Qualität der medizini-
schen Versorgung entschei-
det, dass die Kassenlage eines
Bundeslandes für die Klassen-
stärke in den Schulen und da-
für verantwortlich ist, wie si-
cher wir uns in unserem Land
bewegen können. Aber das al-
les unterbleibt. Stattdessen

wird ein Opfer präsentiert.
Dieses Opfer sollt Ihr sein, lie-
be Kolleginnen und Kollegen.
Wir sollen die Zeche zahlen.
Lasst uns gemeinsam dafür
sorgen, dass diese fatale Rech-
nung nicht aufgeht. 
Von der heutigen Veranstal-
tung wird das Signal ausge-
hen, dass wir kampfbereit
sind. Mit Eurer Rückende-
ckung und Entschlossenheit
haben wir die Chance, der Poli-
tik erfolgreich die Stirn zu bie-
ten. 
Wer kämpft, kann verlieren.
Wer nicht kämpft, hat bereits
verloren! Liebe Kolleginnen
und Kollegen, der Kampf hat
begonnen!“, rief Dera den De-
monstranten zu und forderte
sie zu solidarischem Handeln
auf.
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Wilhelm Bokermann (li.) und Rainer Dunschen (re.), BSBD-Bezirksspre-
cher Hamm, mit vollem Einsatz inmitten der Demonstranten: „Jeder, der
später nicht als Betrogener dastehen will, ist aufgerufen, den Kampf ge-
gen die Zumutungen der Politik aufzunehmen“.

Das Brandenburger Tor ist passiert. Die Demonstranten warten auf die
Abschlusskundgebung.

Der BSBD-Ortsverband Bochum nimmt mit einer starken Delegation am
Demonstrationszug und Kundgebung teil.

Tarifrunde 2003

Akzeptables
Tarifergebnis erkämpft

Verhärtete Fronten prallten bei den diesjährigen Tarifverhandlun-
gen für den öffentlichen Dienst aufeinander. Das Werben in den
Medien um Verständnis für die eigenen Positionen hatten die Ver-
handlungen schwer belastet, das Klima vergiftet. Die Gewerkschaf-
ten waren so in eine Ecke gedrängt worden, dass kaum Spielraum
für Kompromisse blieb, wollten sie nicht in den Augen der Mitglie-
der den Anspruch verlieren, auch in schwieriger Zeit eine wirksa-
me Interessenvertretung garantieren zu können. Besonders die
Kommunen drängten auf eine Nullrunde, eine Lohnpause. Das
Scheitern der Tarifverhandlungen war somit keine Überraschung.
Nach dem ersten völlig unzureichenden und damit unakzeptablen
Verhandlungsangebot der öffentlichen Arbeitgeber erklärten die
Gewerkschaften die Tarifverhandlungen für gescheitert.

In intensiven Beratungen
haben die beiden Schlich-
ter, der ehemalige Bremer

Bürgermeister Hans Ko-
schnick und der frühere Ober-
bürgermeister von Leipzig,
Hinrich Lehmann-Grube, zu-
sammen mit den Tarifvertrags-
parteien eine Einigungsemp-
fehlung erarbeitet, die nur
durch die Stimme des Schlich-
ters Koschnick eine knappe
Mehrheit fand. Zwar konnte
die Schlichtungskommission
der DBB-Tarifunion dieser
Empfehlung zustimmen, doch
wurde sie durch die Arbeitge-
berseite nicht akzeptiert. Folg-
lich waren die Tarifverhand-
lungen fortzuführen.

Angesichts der bevorstehen-
den Wahlen in Niedersachsen
und Hessen hat sich dabei auf
Seiten der öffentlichen Arbeit-
geber sicherlich der erforderli-
che Einigungsdruck aufge-
baut. Doch bedurfte es am 8.
und 9. Januar 2003 noch eines
gewaltigen Verhandlungsma-
rathons, um in letzter Minute
doch noch zu einem befriedi-
genden Ergebnis zu gelangen.
Eine wesentliche Ursache für
die Einigung dürfte in der er-
kennbaren Bereitschaft der
Kolleginnen und Kollegen zu
sehen sein, für ein akzeptables
Tarifergebnis auch das Mittel
des Arbeitskampfes einzuset-
zen. Einen Streik aber musste
die Bundesregierung scheuen,
wie der Teufel das Weihwasser,
wäre dieser doch für das An-
springen der Konjunktur kon-
traproduktiv gewesen und
hätte die Regierung weiter un-
ter Druck gesetzt.

Das Tarifergebnis im
Einzelnen:
● Einkommensentwicklung

Lineare Anpassung der

Löhne und Gehälter ab dem
01. Januar 2003 um 2,4
Prozent für die Vergütungs-
gruppen X bis IV a, für die
übrigen Vergütungsgrup-
pen ab dem 01. April 2003
und jeweils um 1 Prozent-
punkt ab dem 01. Januar
und dem 01. Mai 2004.

● Einmalzahlungen
Im März 2003 wird eine Ein-
malzahlung in Höhe von 7,5
Prozent der Grundvergü-
tung, des Ortszuschlages
und der allgemeinen Zulage
von Dezember 2002 ausge-
zahlt, höchstens jedoch 185
1West bzw. 166,50 1Ost. Im
November 2004 wird eine
weitere Einmalzahlung von
50 1 West (46,25 1 Ost) fäl-
lig.

● Angleichung des Gehalts-
niveaus Ost an West
Die 100-prozentige Anglei-
chung ist für die Vergü-
tungsgruppen X − V b bis
zum 31.12.2007, für die üb-
rigen Vergütungsgruppen
bis zum 31.12.2009 ver-
bindlich vereinbart worden.
Gleichzeitig wurden die ers-
ten beiden Angleichungs-
schritte auf 91 Prozent ab
dem 01. Januar 2003 und
auf 92,5 Prozent ab dem 01.
Januar 2004 vertraglich fi-
xiert.

● Arbeitszeit
Die Tarifvertragsparteien
haben sich, entgegen der
Absicht der Arbeitgebersei-
te, darauf verständigt, die
wöchentliche Arbeitszeit
unangetastet zu lassen. Zur
teilweisen Kompensation
der Kosten des Tarifvertra-
ges ist der Wegfall des ar-
beitsfreien Tages (AZV-Tag)
vereinbart worden. 
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● Einschränkung 
des Stufenaufstiegs
Falls in der Zeit vom 01. Ja-
nuar 2003 bis zum 31. De-
zember 2004 ein Aufstieg in
die nächste Lebensalters-
stufe ansteht, wird der Un-
terschiedsbetrag zur nächs-
ten Stufe für die Dauer eines
Jahres nur zur Hälfte ge-
zahlt. Nach Ablauf des vor-
stehenden Zeitraumes be-
steht Anspruch auf den vol-
len Unterschiedsbetrag

● Auszahlung der Vergütung
Der Termin für die Auszah-
lung der Bezüge kann ab
Dezember 2003 jeweils im
Dezember vom 15. auf den
letzten Tag des Monats ver-
schoben werden. Dies be-
deutet, dass die Kolleginnen
und Kollegen die Vergütung
für November am 15.11., die
Zuwendung am 30.11. und
die Dezember-Vergütung
am 31.12. erhalten.

● Neugestaltung 
des Tarifrechts
Die DBB-Tarifunion hat
mit den Arbeitgebern eine
Prozessvereinbarung ge-
schlossen, die Neugestal-
tung des Tarifrechts bis
zum 31. Januar 2005 abzu-
schließen.

● Zuwendung 
(Weihnachtsgeld)
Bis zum 31. Januar 2005
bleibt die Zuwendung auf
dem Stand des Jahres 1993
eingefroren.

Der BSBD-Landesverband
sieht in dem Tarifabschluss
angesichts der anerkannter-
maßen prekären Lage der öf-
fentlichen Haushalte ein
durchaus positives Ergebnis.
Als besonderer Erfolg ragt die
Ost-West-Angleichung der Ge-
hälter heraus. In einem über-
schaubaren Zeitrahmen wird
im öffentlichen Dienst wieder
der Grundsatz Gültigkeit ha-
ben: Gleicher Lohn für gleiche
Arbeit. Die Durchsetzung die-
ser Forderung war es wert,
auch einige Kröten schlucken
zu müssen. Dass darüber hi-
naus die Teilhabe an der allge-
meinen Einkommensentwick-
lung erreicht worden ist, ent-
spricht den berechtigten Er-
wartungen der Kolleginnen
und Kollegen. Welche Auswir-
kungen die relativ lange Lauf-
zeit des Tarifvertrages hat,
wird man erst in der Rück-
schau definitiv beurteilen kön-
nen. Äußerst bedenklich ist
das Beispiel Berlins. Das Land

praktiziert mit seinem Austritt
aus beiden kommunalen Ar-
beitgeberverbänden Tarif-
flucht. Dies bedeutet einen

Schlag ins Gesicht der Berliner
Kolleginnen und Kollegen. Die
DBB-Tarifunion bleibt aufge-
rufen, den Senat notfalls mit

Arbeitskampfmaßnahmen zu
zwingen, den jetzt erzielten Ta-
rifabschluss anzuerkennen
und zu akzeptieren.

Heute schon
gelacht?
Heute schon
gelacht?

Ein Anwalt liegt im Sterben
und hat seinen langjährigen
Partner an seiner Seite sit-
zen: „Ich muss Dir etwas ge-
stehen: Ich habe dreißig Jah-
re mit Deiner Frau ein Ver-
hältnis gehabt und bin der
leibliche Vater Deiner Toch-
ter Susi. Außerdem habe ich
regelmäßig Geld aus der
Kanzleikasse gestohlen.“
„Niemand ist ohne Schuld.
Nimm zum Beispiel mich.
Wer, glaubst Du, hat Dir das
Arsen in den Whisky getan?“

❊

Inschrift auf einem schotti-
schen Friedhof: „Hier ruht
ein ehrenwerter Mann und
Rechtsanwalt!“ Ein Besucher

ruft erstaunt: „Das muss ein
Doppelgrab sein!“

❊

Gespräch zwischen zwei
Mandanten auf dem Ge-
richtsflur: „Ach, letzten Win-
ter war es bitter kalt.“ − Wie
kalt war es denn?“ „Es muss
sehr kalt gewesen sein, denn
ich sah einen Anwalt mit der
Hand in der eigenen Tasche.“

❊

Ein Rechtsanwalt wird auf ei-
ner Dienstreise von seiner
Sekretärin begleitet. In einer
kleinen norddeutschen Stadt
ist im einzigen Hotel nur noch
ein Doppelzimmer frei. Der
Not gehorchend nehmen sie
das Zimmer. Als beide im Bett
liegen und das Licht gelöscht
ist, fragt der Anwalt: „Wie
hätten Sie’s denn gerne, wie

Mann und Frau oder wie
Rechtsanwalt und Sekretä-
rin?“ Sie überlegt kurz: „Wie
Mann und Frau!“ − „Na gut“,
antwortet er, rülpst, dreht
sich um und schläft ein.

❊

„Warum haben Sie denn das
Auto gestohlen?“ − „Ich
musste dringend zur Arbeit,
Herr Richter:“ „Ja, und wa-
rum haben Sie dann nicht
einfach den Bus genom-
men?“ − „Weil mein Führer-
schein für Busse nicht gilt!“

❊

„Angeklagter, Sie stehen we-
gen Trunkenheit im Straßen-
verkehr vor Gericht.“
„Ich schwöre jeden Eid, Herr
Richter, ich war genauso
nüchtern wie Sie jetzt.“
„Danke für das Geständnis!“

Tarifabschlüsse der letzten Jahre im öffentlichen Dienst

Zum Vergleich: Tarifabschlüsse in ausgewählten Bereichen
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Zum
Jahreswechsel
Liebe Kolleginnen
und Kollegen!
Zum Jahres-
wechsel möch-
te ich die Gele-
genheit wahr-
nehmen, Sie
alle herzlich zu
grüßen. Die-
sen Gruß ver-
binde ich mit
dem aufrichti-
gen Dank für
Ihre Treue zu
unserer Ge-
werkschaft
und für Ihre
Unterstüt-
zung. Nur
wenn wir alle
solidarisch zu-
sammen ste-
hen, wird es uns in diesen schweren Zei-
ten gelingen, das Eintreten für unsere ge-
meinsamen Interessen wirksam und er-
folgreich zu gestalten.
Was sich an einschneidenden Maßnah-
men im öffentlichen Dienst bereits in den
zurückliegenden Jahren andeutete, ist
vollends eingetreten. Reduzierung des
Realeinkommens, ein schleichender Per-
sonalabbau sowie das Bemühen der Poli-
tik, den Systemwechsel einzuleiten,
kennzeichnen die Gesamtsituation des
öffentlichen Dienstes. Der sensible Be-
reich des Strafvollzuges ist von diesen
Entwicklungen nicht mehr ausgenom-
men.
Die nicht zu leugnende Einengung der fi-
nanzwirtschaftlichen Handlungsspiel-
räume der öffentlichen Haushalte wird
die Realisierung unserer gewerkschaftli-
chen Forderungen nachhaltig erschwe-
ren. 
Mit Blick auf die Zukunft sehen wir uns
gegenwärtig solch widrigen Rahmenbe-
dingungen ausgesetzt, so dass sich die
Gewerkschaftsarbeit auch auf die Be-
wahrung des Erreichten konzentrieren
muss. 
Die beängstigend hohe Arbeitslosigkeit
ist nach wie vor das zentrale gesellschaft-
liche Problem und ihre Überwindung ei-
ne große politische Herausforderung.
Jetzt, wo sich das wirtschaftliche Wachs-
tum verflüchtigt hat und die Gefahr einer
wirtschaftlichen Rezession besteht, be-
darf die Binnennachfrage der Stärkung. 
Der gerade durch die dbb tarifunion
ausgehandelte Tarifabschluss für den öf-
fentlichen Dienst ist da genau das richti-
ge Signal und deshalb besonders zu be-
grüßen. 
Angesichts der bekannt schwierigen
haushaltswirtschaftlichen Lage in Bund,
Ländern und Kommunen sind wir mit be-

grenzten Erwartungen in das Jahr 2002
gegangen. Etliche Befürchtungen sind
eingetreten. So sind auch wir Strafvoll-
zugsbedienstete von einer ganzen Palette
von Spareinschnitten und Kostensteige-
rungen betroffen. Zu nennen sind die be-
kannten Verschlechterungen im Ge-
sundheitswesen, die Erhöhung der Kos-
tendämpfungspauschale bei der Beihilfe,
massive Kürzungen bei der Versorgung,
Erhöhung der Mineralölsteuer und die
kostentreibende Währungsumstellung.

BSBD-Gewerkschaftsarbeit
dennoch erfolgreich
Vor dem Hintergrund dieser negativen
Rahmenbedingungen können sich die
Ergebnisse der BSBD-Gewerkschaftsar-
beit durchaus sehen lassen. 
Durchgesetzt werden konnten u.a.
● die Schaffung von rd. 320 zusätzlichen

Beförderungsmöglichkeiten in den
Laufbahnen des allgemeinen Voll-
zugsdienstes und des Werkdienstes
im Jahre 2002,

● die Schaffung von abermals rd. 320
zusätzlichen Beförderungsmöglich-
keiten für die genannten Laufbahnen
im Jahr 2003,

● die Schaffung von rd. 35 zusätzlichen
Beförderungsmöglichkeiten im geho-
benen Vollzugs- und Verwaltungs-
dienst im Jahr 2003,

● die Aufgabe der politischen Absicht,
die besondere Altersgrenze für die
Laufbahnen des allgemeinen Voll-
zugsdienstes und des Werkdienstes
auf das vollendete 62. Lebensjahr an-
zuheben,

● die Weitergewährung des Anwärter-
sonderzuschlages,

● die Übernahme der Anwärterinnen
und Anwärter aller Laufbahnen des
Vollzuges nach bestandener Lauf-
bahnprüfung.

Diese Erfolge, die die beruflichen Per-
spektiven der Kolleginnen und Kollegen
deutlich und für alle erfahrbar verbes-
sern, bedürfen der Fortführung. Ziel des
BSBD bleibt es, für den gesamten Be-
reich des Strafvollzuges leistungs- und
aufgabengerechte Besoldungsstruktu-
ren durchzusetzen. Insofern haben wir
mit den Erfolgen des zurückliegenden
Jahres einen wichtigen Schritt in die
richtige Richtung getan; weitere müssen
folgen.

Funktionstüchtiger
Strafvollzug im Kampf
gegen Kriminalität
unverzichtbar
Eine auf hohem Niveau stagnierende Kri-
minalität, steigende Gefangenenzahlen,
neue Aufgabenweisungen an den Straf-
vollzug stellen sowohl die Sicherheitsbe-
hörden, nicht weniger aber auch den
Vollzug vor erhöhte Anforderungen. Ob-

wohl die Politik diese grundlegenden Ver-
änderungen im Strafvollzug erkannt hat,
ist sie offenkundig nur halbherzig bereit,
die sich daraus notwendigerweise erge-
benden Konsequenzen zu ergreifen. Bei
allen politisch Verantwortlichen sollte
sich die Einsicht Raum verschaffen, dass
der Kampf gegen eine hohe Kriminalität
nicht nur eine effiziente Polizei, sondern
ebenso dringend einen wirksamen, funk-
tionstüchtigen Strafvollzug erfordert. So
gesehen leistet auch der Strafvollzug
einen wesentlichen Beitrag zur inne-
ren Sicherheit unserer Gesellschaft.
Der beste Schutz der Allgemeinheit ist
und bleibt nun mal die gelungene Wie-
dereingliederung eines Rechtsbrechers.
Ein funktionstüchtiger, wirksamer Straf-
vollzug ist allerdings nicht zum Null-Tarif
zu haben. 
Der BSBD sieht für das Jahr 2003 seine
vordringlichste Aufgabe darin, alle po-
litischen Möglichkeiten zu nutzen, um
die berechtigten Anliegen der Straf-
vollzugsbediensteten hörbar und im
politischen Raum mehrheitsfähig zu
machen, damit der so erfolgreich ein-
geschlagene Weg hin zu leistungsge-
rechten Besoldungsstrukturen fortge-
setzt werden kann.
Mit mehr als 7.000 Mitgliedern ist der
BSBD die maßgebende gewerkschaftli-
che Kraft im Strafvollzug. Dieses Maß an
Zustimmung empfinden die Mandatsträ-
ger als Herausforderung, die berechtig-
ten Anliegen und Interessen der Kollegin-
nen und Kollegen auch im neuen Jahr ef-
fizient und erfolgreich zu vertreten.
Bei allen unseren Mandatsträgern, die
ehrenamtlich für unsere gemeinsamen
Interessen eintreten, möchte ich mich an
dieser Stelle herzlich bedanken. Sie stel-
len mit Ihrem Engagement und Ihrem
Einsatz sicher, dass der BSBD NRW sei-
nen hohen Organisationsgrad weiter
ausbauen kann. Damit schaffen Sie die
Voraussetzung dafür, dass die Stimme
der Berufsgruppenminderheit der Straf-
vollzugsbediensteten im Verteilungs-
kampf der Interessen nicht überhört wer-
den kann.
Jeder neue Zeitabschnitt stellt uns vor
neue Aufgaben. Die sich weiter ver-
schlechternden Rahmenbedingungen
werden uns allen große Kraftanstren-
gungen abverlangen, um auch 2003 die
Gewerkschaftsarbeit in der Erfolgsspur
zu halten. Dabei hoffe ich auf Ihre Unter-
stützung. Nur wenn wir solidarisch zu-
sammen stehen, werden wir auch in
schwieriger Zeit erfolgreich sein.
Zur Erreichung der angestrebten Ziele
wünsche ich uns allen Gesundheit, Kraft
und Ausdauer, nicht weniger aber eine
pragmatische und realistische Sicht für
das Machbare.
Zum neuen Jahr bin ich mit allen 
guten Wünschen für Sie persönlich 
und Ihre Familien

Ihr
Klaus Jäkel, Landesvorsitzender

Klaus Jäkel
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GlosseGlosse

Tach
auch
Justus V. 
Anonymus

Jutes Neues! Na, wie
jehdet? Hasse dich
einijermaßen erholt

von nem Weihnachtschtress
un dem Sylvesterjeknalle?
Ich musste natürlisch Hei-
lisch Abend Dienst schie-
ben. Aber watt willse ma-
chen? Et kütt, wie et kütt.
Wat sachse denn vonne Ta-
rifverhandlungen fürn öf-
fentlischen Dienst? De Schi-
ly un seine Komparsen ha-
ben ja janz schön mit sisch
und de Jewerkschaft jerun-
gen. Schlappe 2,4 Prozent
sin für’d erste Jahr rusje-
komme, und aufet Janze je-
rechnet sin dat auf jeden

Fall unter 3 Prozent. Dat ise-
ne Tropfen aufem heißen
Stein, zisch, schon isse ver-
dampft. Un de Azetvau-Tach
is auch futsch. Na jut, de
Staat is pleite, unnem nack-

ten Schily kannse nich inne
Tasche packen. Wat ich jut
finde, is, dat de Kollejen
ausse neue Bundesländer
nen klitzekleinen Silbersch-
treifen am Horizont sehen. 
Aber dat is ja jetz ers mal für
die Arbeiter un Anjestellten.
Wat wird dann wohl für uns
Beamte dabei erus komme?

Wenn der öffentlische
Dienst schon der Prüjelkna-
be der Nazion is, dann sin de
Beamten de Prüjelknaben
vonne Prüjelknaben. Immer
druff! Wahrscheinlisch müs-

Einem nackten
Mann fasst
man nicht

in die Tasche!

Tarifabschluss
für den
öffentlichen Dienst

sen wir Beamten dafür her-
halten, datt de Otto Schily
dat widder reinholen kann,
watte bei de Arbeiter un An-
jesteltten druflejen musste.
Na denn Prost Mahlzeit!

Wolfgang Gerhards neuer Justizminister
Nachdem Wolfgang Clement als neuer „Superminister“ nach Berlin
gegangen ist, ging sein Nachfolger im Amt des Ministerpräsiden-
ten, der bisherige Finanzminister Peer Steinbrück, ganz auf Num-
mer sicher. Befriedung der SPD-Landtagsfraktion und der Verzicht
auf riskante personelle Experimente sind kennzeichnend für sein
Kabinettsrevirement. Für den in das Finanzressort wechselnden bis-
herigen Justizminister Jochen Dieckmann berief Steinbrück Wolf-
gang Gerhards zum neuen Justizminister. Mit Gerhards rückt ein
Vollblutpolitiker an die Spitze des Justizressorts, der gewohnt ist,
die durch ihn entwickelten Konzepte und Gestaltungsvorstellungen
mehrheitsfähig zu machen und durchzusetzen. Bis zum Regie-
rungswechsel war Gerhards Minister der Finanzen des Landes
Sachsen-Anhalt. Aus dieser Zeit ist ihm der Umgang mit prekären
Haushaltssituationen vertraut. In diesem Amt hat er die Fähigkeit
zu unkonventionellem Denken und pragmatischen Lösungsansät-
zen entwickelt, die ihm auch in seinem neuen Amt hilfreich sein
wird.

Justizminister Wolfgang Gerhards Foto: Mitteldeutsche Zeitung

Wolfgang Gerhards ist verhei-
ratet und Vater von drei Kin-
dern. Nach Abitur und Dienst
im Bundesgrenzschutz stu-
dierte er Rechtswissenschaf-
ten an den Universitäten Bo-
chum, Gießen und Bonn. 1975
legte er das 1. Staatsexamen
ab. Die Referendarzeit absol-
vierte im Bezirk des Oberlan-
desgerichts Köln und war
gleichzeitig als wissenschaftli-
che Hilfskraft an der Universi-
tät Bonn tätig. Nach dem 2.
Staatsexamen trat Gerhards
als Verwaltungsrichter am
Verwaltungsgericht Köln in
den Dienst des Landes Nord-
rhein-Westfalen und wechsel-
te später an das Oberverwal-

tungsgericht Münster. 1988
folgte er einem Ruf der SPD-
Bundestagsfraktion, der er bis
1991 als Referent für öffentli-
ches Recht diente. Als ständi-
ger Vertreter des Ministers für
Bundesangelegenheiten und
Europa und Vertreters des
Landes Rheinland-Pfalz beim
Bund hatte Gerhards von
1991 bis 1994 Gelegenheit,
nachhaltig Einfluss auf die
Bundesgesetzgebung zu neh-
men. 
Von 1994 bis 1995 übernahm
Gerhards als Chef der Staats-
kanzlei die Koordination des
Regierungshandelns in Sach-
sen-Anhalt, ehe er als stellver-
tretender Bundesgeschäfts-

führer für die Sozialdemokra-
tischen Partei Deutschlands
Verantwortung übernahm.
1998 trat er in das Kabinett
von Ministerpräsident Rein-

hard Höppner ein und war dort
bis zum Mai 2002 für die Fi-
nanzen des Landes Sachsen-
Anhalt zuständig.
Seit dem 12. November 2002
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ist Wolfgang Gerhards neuer
Justizminister des Landes
Nordrhein-Westfalen und da-
mit zuständig für die Dienst-
aufsicht über die Organe der
Rechtspflege sowie für die ord-
nungsgemäße Durchführung
des Strafvollzuges.
Der BSBD hat sich bereits er-
folgreich um einen ersten Ge-
sprächskontakt mit dem neu-
en Minister bemüht. Ein Vier-
Augen-Gespräch zwischen
dem Minister und dem BSBD-
Landesvorsitzenden Klaus Jä-
kel hat zwischenzeitlich statt-
gefunden. Erörtert wurden die
Fortentwicklung und künftige
Gestaltung des Strafvollzuges
in Nordrhein-Westfalen eben-
so wie die Möglichkeiten zur

Beseitigung der zwischenzeit-
lich enorm angestiegenen Ar-
beitsverdichtung. 
Jäkel wies darauf hin, dass
der BSBD zum mittelfristigen
Abbau des Personalfehlbe-
standes von 900 Stellen allein
in der Laufbahn des allgemei-
nen Vollzugsdienstes Initiati-
ven des Justizministeriums
erwarte. Der Minister bat um
Verständnis, dass er insoweit
noch keine konkreten Festle-
gungen treffen könne, obwohl
eines bereits feststehe: Der
Spielraum für die Einstellung
zusätzlichen Personals tendie-
re gegen null. Als herausra-
gendes Ergebnis wertete er es
jedoch, dass es gelungen sei,
mit dem Sparhaushalt 2003

strukturelle Verbesserungen
für die Laufbahnen des allge-
meinen Vollzugsdienstes, des
Werkdienstes und des gehobe-
nen Vollzugs- und Verwal-
tungsdienstes durchzusetzen.
Angesichts der angespannten
Haushaltslage könne dieser
Erfolg gar nicht hoch genug be-
wertet werden. Mit den rd. 320
Beförderungsmöglichkeiten
im mittleren und den rd. 35
Beförderungsmöglichkeiten
im gehobenen Dienst werden
nach Ansicht des Ministers
Motivationshemmnisse besei-
tigt und die Fundamente für
die weitere Steigerung von Ef-
fektivität und Effizienz im
nordrhein-westfälischen
Strafvollzuges gelegt. Eine er-

freulich deutliche Absage er-
teilte Gerhards allen Vorstel-
lungen, die personellen Eng-
pässe im Bereich des Strafvoll-
zuges durch den Einsatz von
privaten Sicherheitsunterneh-
men beheben zu können. Hier
gebe es gravierende verfas-
sungsrechtliche Bedenken,
die er teile. Dem neuen Justiz-
minister des Landes bietet der
BSBD Unterstützung und Zu-
sammenarbeit an, damit der
Strafvollzug im Interesse des
gesellschaftlichen Zusam-
menlebens auch künftig so-
wohl die wirksame Reintegra-
tion von Delinquenten als
auch die Sicherheit der Allge-
meinheit sicherzustellen ver-
mag.

Kleine
Weisheiten
Kleine
Weisheiten
Zukunft ist etwas, was die
Menschen erst lieben,
wenn es Vergangenheit 
geworden ist.
William Somerset 
Maugham, engl. 
Schriftsteller 
(1874 − 1965)

❊

Solange unsere Sicherheit
kein Kind der Vernunft sein
kann, muss sie eine Toch-
ter des Schreckens sein.
Winston Churchill, 
brit. Staatsmann, 
1874 − 1965

❊

Zivilisation ist die erzwun-
gene Tierzähmung des
Menschen.
Friedrich Nietzsche, 
dt. Philosoph 
(1844 − 1900)

❊

Wir würden uns oft unserer
schönsten Taten schämen,
wenn die Welt alle Beweg-
gründe sähe, aus denen
sie hervorgehen.
Francois Duc de La 
Rochefoucould, 
fr. Schriftsteller 
(1613 − 1680)

❊

Die Menschheit muss dem
Krieg ein Ende setzen, oder
der Krieg setzt der Mensch-
heit ein Ende.
John F. Kennedy, 
35. Präsident der USA
(1917 − 1963)

Wolfgang Römer zum stv.
Vorsitzenden des DBB NRW gewählt

Am 25. November 2002 wählte der Hauptvorstand des DBB NRW den stellvertretenden BSBD-Landes-
vorsitzenden Wolfgang Römer zum stv. Vorsitzenden des DBB NRW. Die Nachwahl war wegen einer ein-
getretenen Vakanz erforderlich geworden. Römer gehörte dem DBB-Landesvorstand bisher als Beisitzer
an. Mit dieser Wahlentscheidung ist der BSBD nunmehr an exponierter Stelle mit dem DBB NRW verbun-
den. Als Nachrücker für Wolfgang Römer berief der Hauptvorstand Rüdiger Emler (VdLA) neu in den
DBB-Vorstand.

DBB-Chef Ralf Eisenhöfer (Mi.) gratuliert seinem neuen Stellvertreter Wolfgang Römer (re.) und dem neuen Bei-
sitzer Rüdiger Emler (li.). Wolfgang Römer zu seiner Wahl: „Für mich bedeutet es eine besonders Heraus-
forderung und Verpflichtung, den mir durch den Hauptvorstand gewährten Vertrauensvorschuss zu recht-
fertigen.“

Mit Wolfgang Römer
übernimmt ein kom-
petenter Fachmann

Verantwortung für die Interes-
sen und beruflichen Anliegen
der rd. 190.000 Kolleginnen
und Kollegen, die sich im DBB
NRW zusammengeschlossen
haben. Auch für den Bereich
des Strafvollzuges ist diese
Wahlentscheidung von signifi-
kanter Bedeutung, wird doch
die bislang harmonische Zu-

sammenarbeit nun auch per-
sonell gestärkt. 
Sein Rüstzeug für die jetzt
übernommene Führungsrolle
im DBB hat sich Römer im
BSBD erworben und erarbei-
tet. Der Delegiertentag 1985
übertrug ihm zunächst das
Mandat als Schriftführer des
Landesverbandes. In dieser
Funktion wurde er zweimal be-
stätigt, bis ihn der Hauptvor-
stand des BSBD am 5. Mai

1995 zum stv. Landesvorsit-
zenden wählte.
Seit April 1994 bekleidete er
das Amt des stv. Vorsitzenden
des Sozialwerkes des Landes-
verbandes. Einen Monat spä-
ter wurde ihm der Vorsitz der
„Arbeitsgemeinschaft Justiz“
angetragen. Mit seinem ausge-
prägten Pflichtbewusstseins
hat Römer dieses Ehrenamt
übernommen und mit gewerk-
schaftlichem Leben erfüllt.
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Zwischenzeitlich organisiert
die Arbeitsgemeinschaft rd.
15.000 Justizbedienstete und
hat sich zu einem ernstzuneh-
menden Machtfaktor inner-
halb des DBB-Landesbundes
entwickelt.
Im Oktober 1993 wurde Rö-
mer in das Amt des Hauptver-
trauensmannes der Schwer-
behinderten gewählt, das er
bis auf den heutigen Tag aus-
übt. Speziell diesem Bereich
gilt seine heimliche Leiden-
schaft. Mit Hingabe und Eifer
widmet er sich dem Ziel, einen
fairen Ausgleich zwischen un-
vermeidlichen Interessenge-
gensätzen herbeizuführen.
In seiner nunmehr 23-jährigen
Arbeit für den BSBD hat Rö-
mer sich außergewöhnliche
Verdienste um die gewerk-
schaftliche Vertretung der In-
teressen der Strafvollzugsbe-
diensteten erworben. In einer
Vielzahl von Einzelfällen, hin-
ter denen jeweils Ängste und
Nöte von Beschäftigen stan-
den, aber auch berechtigte in-
dividuelle Interessen von Kol-
leginnen und Kollegen, hat
Wolfgang Römer in äußerst
arbeitsintensiven und Freizeit
beanspruchendem Einsatz
dafür gesorgt, die BSBD-Mit-
glieder rechtlich abzusichern.
Er hat damit großen Anteil da-
ran, dass gerade das Eintreten
der gewerkschaftlichen Ge-
meinschaft für den Einzelnen
einen immer größeren Stellen-
wert einnimmt. Dabei hat es
Römer verstanden, die Soli-
dargemeinschaft aller Organi-
sationen des Deutschen Be-
amtenbundes für die beson-
dere Lage und den schwierigen
Dienst der Beschäftigten im
Strafvollzug aufzuschließen
und sie für eine nachhaltige
Unterstützung der Interessen-
lage der Strafvollzugsbediens-
teten zu gewinnen. Insbeson-
dere für die behinderten Kolle-
ginnen und Kollegen wird man
ohne Übertreibung feststellen
können, dass der Name Wolf-
gang Römer für sie zum Syno-
nym für gewerkschaftlichen
Schutz und solidarische Hilfe
geworden ist. Wir wünschen
Wolfgang Römer Kraft und
Ausdauer für die übernomme-
ne Verantwortung und hoffen,
dass er dem BSBD noch lange
für die konkrete Gestaltung
der Gewerkschaftsarbeit zur
Verfügung stehen wird. Der
neuen Herausforderung, des-
sen kann man sicher sein, wird
der Konflikt erprobte Gewerk-
schafter mehr als nur gerecht
werden. 

Berufsbeamtentum auf dem Prüfstand
Einen weitereren Amoklauf gegen den öffentlichen Dienst sieht der nordrheinwestfälische DBB-Chef Ralf
Eisenhöfer in ersten Veröffentlichungen (Focus 45/2002 vom 04.11.2002) über die Arbeit der in Nord-
rhein-Westfalen eingesetzten Regierungskommission, die noch in diesem Monat ihren Abschlussbericht
vorlegen will. Nach Ansicht des Gewerkschafters wird dieser neuerliche Frontalangriff auf die 305.000
Beamten im Landes- und Kommunaldienst nicht gelingen.

„Pilotprojekt Streik“? Die Geduld der Strafvollzugsbediensteten ist erschöpft!

Die Indiskretionen von
Mitgliedern der Regie-
rungskommission ha-

ben jedoch bewirkt, dass sie
die Schlagzeilen beherrschen.

Der DBB werde diese Bestre-
bungen mit allen zur Verfü-
gung stehenden Mitteln be-
kämpfen und weiß dabei das
Bundesverfassungsgericht an
seiner Seite, geht Eisenhöfer
auf Konfrontationskurs. 

Alle politischen Versuche, das
bewährte System von Beamten
und Arbeitnehmern im öffent-
lichen Dienst durch Änderung
des Grundgesetzes zu zer-
schlagen, sind nach Einschät-

zung des DBB-Chefs zum
Scheitern verurteilt.
„Aber vielleicht sollte man in
Form eines Pilotprojekts auch
Beamte z.B. bei Polizei, Straf-
vollzug, Bundeswehr, Justiz,
Steuer- und Sozialverwaltun-
gen und im Bildungsbereich
einmal streiken lassen. Wo-
möglich finden das betroffene
Wirtschaftskreise und die Bür-
gerinnen und Bürger ganz
toll“, macht Eisenhöfer seiner
Verärgerung mit einer gehöri-
gen Portion Sarkasmus Luft.
„Wer die Staatsfinanzen auf al-
len Ebenen in den Keller gefah-
ren hat, wie die Bundesrepu-
blik, der flippt schon mal aus.

Wer Verantwortung für Staats-
und Gesellschaftspolitik an
der Garderobe abgibt, mag
sich spontanen populisti-
schen Applauses sicher sein.
Aber spätestens wenn der Vor-
hang aufgeht und klar wird,
dass der viel gepriesene ’Ar-
beitnehmerstatus’ nicht etwa
kostengünstiger, sondern teu-
rer, nicht etwa flexibler, son-
dern inflexibler ist und das
Leistungsniveau nicht Gott ge-
geben steigt, dann geht das
Licht im Saal schnell wieder
aus“, kritisiert Eisenhöfer die
immer wieder in periodischen
Abständen aufflammende
Systemdiskussion.
„Gemeinsam sollten wir das
Laufbahn-, Besoldungs- und
Versorgungsrecht der Beam-
ten endlich auf eine moderne,
zukunftsorientierte Basis stel-
len, bietet der DBB-Chef die
Mitarbeit der Gewerkschaften
an, um allerdings sofort hinzu-
zufügen, dass eine solche Re-
form natürlich nicht zum Null-
tarif zu haben sei. „Solange
sich dieser Staat ungebremst
immer neue Aufgaben für den
öffentlichen Dienst einfallen
lässt, sind die Beschäftigten
nicht bereit, die Zeche dafür zu
zahlen.“

www.bsbd-nrw.dewww.bsbd-nrw.de

Aktuelle 
Informationen
über die BSBD-Gewerkschaftsarbeit
finden Sie im Internet!
Schauen Sie nach unter
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Haushalt 2003

Sparhaushalt mit Lichtblicken
Am 18. Dezember 2002 hat der Landtag von Nordrhein-Westfalen
den Haushalt 2003 in dritter Lesung verabschiedet. Angesichts der
prekären Lage der Landesfinanzen musste Finanzminister Jochen
Dieckmann gleich mit dem ersten Haushalt, den er zu verantworten
hat, harte Einschnitte bei den konsumtiven Ausgaben vollziehen,
um überhaupt einen verfassungskonformen Haushalt vorlegen zu
können. Die Einnahmen der Länder und Kommunen weisen eine
derart rückläufige Tendenz auf, dass dringender Handlungsbedarf
besteht, deren Finanzen wieder auf eine solide, kalkulierbare
Grundlage zu stellen. Wegen der offenkundigen Schieflage der
Einnahmenseite war ein rigider Sparkurs der Landesregierung un-
ausweichlich. Besonders im Personalbereich sind empfindliche Aus-
wirkungen des durch Dieckmann von seinem Vorgänger übernom-
menen Konsolidierungskurses zu spüren.

Für den Bereich des Strafvoll-
zuges hat sich der BSBD mit
seiner Forderung nach Schaf-
fung der erforderlichen Perso-
nalstellen für die seit 01. Janu-
ar 2003 obligatorische Be-
handlung von Sexualstraftä-
tern in sozialtherapeuti-
schen Einrichtungen nicht
durchsetzen können. Zwar
sind die BSBD-Vertreter bei al-
len politischen Parteien auf
Verständnis für diese Forde-
rung gestoßen, doch haben die
Parlamentarier der rotgrünen
Regierungskoalition darauf
hingewiesen, dass in fast allen
anderen Bereichen der Lan-
desverwaltung der Personal-
abbau weiter forciert werde.
Deshalb müsse der Strafvoll-
zug sich damit begnügen, von
diesen Personaleinsparungen
weitestgehend ausgenommen
zu sein.

Arbeitsverdichtungen als 
Folge unausgewogener 
Personalpolitik

Ein solcher Hinweis, so be-
rechtigt er aus Sicht der Haus-
haltspolitiker sein mag, lässt
allerdings die konkreten Aus-
wirkungen eines solch politi-
schen Handelns völlig außer
Betracht. Die Schaffung zu-
sätzlicher Haftplatzkapazitä-
ten in den nordrhein-westfäli-
schen Vollzugseinrichtungen
hat zu einer beträchtlichen Ar-
beitsverdichtung geführt, die
auf Dauer nicht akzeptabel ist.
Die Einrichtung von zwingend
notwendigen Therapieplätzen
für die Behandlung von Sexu-
alstraftätern wird erfolgen, oh-
ne dass die erforderlichen per-
sonellen Voraussetzungen er-
füllt sind. Damit nimmt der
Trend zu, durch die Kollegin-
nen und Kollegen des allgemei-
nen Vollzugsdienstes vorran-
gig kustodiale Aufgaben erledi-

gen zu lassen. Für einen aus-
bildungskonformen Einsatz
wird auf mittelfristige Sicht
das benötigte Personal fehlen.
Eine solche Entwicklung kann
nicht auf unabsehbare Zeit
hingenommen werden, weil sie
die Effizienz und Effektivität
des Vollzuges zunehmend
schwächt. Insoweit erwartet
der BSBD, dass sich das Land
auf seine Pflichtaufgaben −
und Strafvollzug ist eine solche
− konzentriert. Insoweit muss
sich die Politik über kurz oder
lang die Frage beantworten,
welche Aufgaben künftig ent-
fallen können. Ein solcher Bü-
rokratieabbau läge auch im In-
teresse der Wirtschaft, die seit
Jahren über die Hemmnisse
klagt, die das ökonomische
Handeln und die Investitions-
tätigkeit so nachhaltig behin-
dern. Für den Bereich des
Strafvollzuges fordert der
BSBD ein schlüssiges Kon-
zept, dass die Behebung der
bestehenden Personalproble-
me zum mittelfristigen Ziel er-
hebt.
Ein ernstes Ärgernis ist es,
dass der eingeschlagene Weg
unverdrossen fortgesetzt wird,
Personal abzubauen, bevor
der durch die Einführung
von IT-Verfahren zu erwar-
tende Rationalisierungsge-
winn überhaupt eingetreten
ist. Auch dieses Sparmodell
wird auf dem Rücken der Kol-
leginnen und Kollegen nach
dem Motto „Vogel friss oder

„Wir treffen also folgende 
Zielvereinbarung: 
Erstens: 20 % weniger Kran-
kentage, zweitens: 30 %
mehr Nacht- und Wochen-
enddienst, drittens: 20 %
weniger Beschwerden von
Gefangenen, viertens: 10 %

weniger Hofverschmutzung
durch Gefangene, fünftens
...“.
Aber allein mit den Mitteln
der Neuen Steuerungsmo-
delle werden sich die drän-
genden Personalprobleme
auch nicht lösen lassen.

Das Mitarbeitergespräch:

stirb“ ausgetragen. Hier ist ein
Umdenkungsprozess drin-
gend angebracht.

Ausweitung der Beförderungs-
sperre ist leistungsfeindlich

Die Landesverwaltung wird
nun schon seit Jahren mit ei-
nem permanenten Moderni-
sierungsprozess überzogen,
der u.a. zum Ziel hat, Ressour-
cen zu erschließen und leis-
tungsfähiger zu werden. 

Bei diesen Intentionen muss
es sich geradezu verheerend
auswirken, wenn Leistung ge-
rade dort nicht honoriert wird,
wo dies angebracht ist, näm-
lich beim Personal. Die leis-
tungsabhängigen Bezah-
lungselemente, die durch Ein-
kommensverzicht durch die
Beamten bereits vorfinanziert
sind, werden 2003 suspen-
diert bleiben. Damit aber nicht

genug, auch die Beförderungs-
sperre erfährt eine sechsmo-
natige Verlängerung von 12
auf 18 Monate. Die weitere Be-
einträchtigung der beruflichen
Perspektiven der Kolleginnen
und Kollegen ist die zwangs-
läufige Folge. Da muss es nicht
verwundern, wenn Motivation
und Engagement der Beschäf-
tigten zunehmend einer „ver-
siegenden Quelle“ gleichen.

Erhöhung der 
Kostendämpfungspauschale
um 50 Prozent

Mit dem Haushaltsgesetz 2003
ist die Kostendämpfungspau-
schale, die zur Zeit durch das
Verfassungsgericht auf Ver-
fassungskonformität über-
prüft wird, um 50 Prozent an-
gehoben worden. 

Mit Wirkung vom 1. Januar
2003 an gelten folgende Sätze:

Stufe 1

Stufe 2

Stufe 3

Stufe 4

Stufe 5

Besoldungsgruppe A 7 − A 11

Besoldungsgruppe A 12 − A 15, B 1, C 1, H 1 -H 3, R 1

Besoldungsgruppe A 16, B 2, B 3, C 3, H 4, H 5, R 2, R 3

Besoldungsgruppe B 4 − B 7, C 4, R 4 − R 7

Höhere Besoldungsgruppen

150,00 1

300,00 1

450,00 1

600,00 1

750,00 1
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Vier Gefangene aus der JVA Heinsberg entwichen
Seit einem Jahr ist es keinem Gefangenen mehr gelungen, aus dem
umwehrten Bereich einer nordrhein-westfälischen Vollzugseinrich-
tung zu entkommen. Ein deutlicher Beleg dafür, dass der Vollzug
seinen gesetzlichen Auftrag, die Gesellschaft vor weiteren Strafta-
ten zu schützen, nicht nur ernst nimmt, sondern auch erfüllt. Von
dieser erfreulichen Entwicklung redet seit dem 7. Januar 2003
aber niemand mehr, da zwei Türken und zwei Marokkanern im Al-
ter von 22 bis 27 Jahren die Flucht aus der Jugendstrafanstalt in
Heinsberg gelungen ist. 

Am Morgen des 7. Januar 2003 gelang es vier jungen Gefangenen, aus
dem umwehrten Anstaltsbereich zu entweichen.

In den frühen Morgenstunden
nutzten die Gefangenen eine
günstige Gelegenheit während
des Arbeitseinsatzes, um in
Windeseile eine Übersteighilfe
aus Abfallmaterialien zusam-
menzunageln. In einem unbe-
obachteten Moment schlepp-
ten sie die Leiter zur 5,50 m ho-
hen Umwehrungsmauer,
überkletterten diese und
sprangen in die Freiheit. So
weit, so schlecht. 
Dabei hatte sich das wegen

Totschlags, Körperverletzung
und Drogendelikten einsitzen-
de Quartett zuvor völlig ange-
passt und unauffällig verhal-
ten. Die Gefangenen waren zu-
verlässig und engagiert ihrer
Ausbildung zum Hochbau-
facharbeiter nachgegangen.
Nicht zuletzt wegen der großen
Aufmerksamkeit, mit der auch
überregionale Medien das Vor-
kommnis begleiten, hat sich
die Politik des Themas be-
mächtigt. Im Rechtsaus-
schuss sollen die Ursachen der
Flucht offen gelegt und not-
wendige Konsequenzen disku-
tiert werden.
MdL Dr. Robert Orth, stellver-
tretender Vorsitzender der
FDP-Landtagsfraktion, erwar-
tet von der Landesregierung
detaillierte Aufklärung. In ei-
ner Presseerklärung vermutet
Orth: „Es ist sicher kein Zufall,
dass sich solche Vorkommnis-
se häufen, wenn im Justizbe-
reich an Personal- und Sach-
mitteln massiv gespart wird.“
Sollte der Justizminister zu-
sätzliche Mittel für den Straf-
vollzug brauchen, möge er auf

Dr. Robert Orth, stv. FDP-Frakti-
onsvorsitzender

die Opposition zugehen, bietet
der Parlamentarier dem Jus-
tizminister die Unterstützung
seiner Fraktion an. Und noch

eines macht er unmissver-
ständlich klar: „Wir Liberalen
werden uns weiterhin für ei-
nen sicheren Strafvollzug für

Die martialisch wirkende Mauerkronensicherung muss es nicht immer sein,
auch dieser transparente und mit einer Sensorik versehene Übersteigschutz
auf Vorfeldzäunen oder Umwehrungsmauern schafft Sicherheit.

Gleichzeitig wird das Jährlich-
keitsprinzip eingeführt. Da-
nach werden Aufwendungen
dem Kalenderjahr zugeordnet,
in dem sie entstanden sind.
Die bisherige Möglichkeit der
Übertragbarkeit entfällt erst-
mals für Aufwendungen, die
nach dem 31. Dezember 2002
entstanden sind. Kosten aus
2002 können also letztmalig
auf das nachfolgende Jahr
2003 übertragen werden.
Diese weitere Belastung der

Beamten des Landes ist auch
im Landtag kontrovers disku-
tiert worden. Letztlich haben
sich allerdings die Mehrheits-
fraktionen durchgesetzt. Aus
Anlass der erstmaligen Ein-
führung der Kostendämp-
fungspauschale sind durch
den DBB NRW Musterprozesse
initiiert worden. Ob aus Anlass
der jetzigen Erhöhung weitere
Musterprozesse angestrengt
werden sollen, wird derzeit
noch geprüft.

Strukturverbesserungen
für Strafvollzugsbedienstete
Mit dem Haushaltsgesetz
2003, und das sind echte
Lichtblicke, wird die in fünf
Teilschritten vorgesehene
Ausschöpfung der verbesser-
ten Obergrenzen für die Lauf-
bahnen des allgemeinen
Vollzugsdienstes und des

Werkdienstes fortgeführt. 
Mit dem Haushalt 2003 wird
der 4. Teilschritt haushalts-
mäßig umgesetzt, was in den
beiden genannten Laufbahnen
zu rd. 320 zusätzlichen Be-
förderungsmöglichkeiten
führt.

Mit dem Gesetz zur Überlei-
tung von Beamtinnen und Be-
amten des gehobenen in den
höheren Vollzugs- und Verwal-
tungsdienst im Justizvollzug
sind im abgelaufenen Jahr ins-
gesamt elf Verwaltungsleiter in
den höheren Dienst überge-
führt worden. Die hiermit an-
gestrebte positive Wirkung für
die Nachwuchskräfte der Lauf-
bahn des gehobenen Vollzugs-
und Verwaltungsdienstes ist
jedoch zunächst ausge-
blieben, weil eine automati-
sche Nachschlüsselung unter
Beachtung der geltenden
Obergrenzen des § 26 Abs. 1
BBesG (BesGr. A 11 = 30 Pro-
zent, BesGr. A 12 = 16 Prozent,
BesGr. A 13 = 6 Prozent) nicht
vorgenommen worden ist. Die-
ser Mangel wird mit dem Haus-
haltsgesetz 2003 geheilt, so
dass in der Laufbahn in die-
sem Jahr rd. 30 zusätzliche
Beförderungsmöglichkeiten

zur Verfügung stehen. Mit
diesen positiven Aspekten des
Haushalts sieht der BSBD sei-
ne jahrelangen Bemühungen
für die Verbesserung der be-
ruflichen Perspektiven des ge-
hobenen Dienstes einer Teillö-
sung zugeführt. Ziel bleibt es,
mittelfristig aufgaben- und
leistungsangemessene Auf-
stiegsmöglichkeiten für alle
Laufbahnebenen des Straf-
vollzuges durchzusetzen. 
Die jetzt realisierten struktu-
rellen Verbesserungen dürfen
allerdings nicht darüber hin-
wegtäuschen, dass die durch
Arbeitsverdichtung und Auf-
gabenzuwachs deutlich ange-
stiegene Arbeitsbelastung der
Strafvollzugsbediensteten
wieder zurückgeführt werden
muss, damit die Kolleginnen
und Kollegen nicht dauerhaft
bis über die Belastbarkeits-
grenze hinaus beansprucht
werden. 
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Peter Biesenbach, rechtpolitischer
Sprecher der CDU-Landtagsfrakti-
on

die Bevölkerung und die Straf-
gefangenen einsetzen.“
MdL Peter Biesenbach,
rechtspolitischer Sprecher der
CDU-Fraktion im Landtag von
Nordrhein-Westfalen, be-
leuchtet einen anderen Aspekt
der Sicherheitsstörung. Für
ihn stellt sich die Frage, „was
die 22- bis 27-jährigen Straftä-
ter, bei denen es sich zum Teil
um Gewaltverbrecher gehan-
delt hat, in einer Jugendstraf-
anstalt zu suchen haben“. Es
sei nicht länger vermittelbar,
dass junge Erwachsene mit 18
Jahren zwar voll geschäftsfä-
hig seien, aber überwiegend
nach dem Jugendstrafrecht
belangt und in eine Jugend-
strafanstalt eingewiesen wür-
den. Erwachsene gehörten
nicht in eine schwach bewach-
te Einrichtung des Jugendvoll-
zuges.
Biesenbach hat Justizminis-
ter Gerhards inzwischen auf-
gefordert, diese Praxis kritisch
zu prüfen, da die Sicherheits-
standards in einer Jugend-
strafanstalt wesentlich gerin-
ger seien als im Erwachsenen-
vollzug. Im Rechtsausschuss
soll die Heinsberger Sicher-
heitsstörung nochmals aufge-
rollt werden. Der Parlamenta-
rier erwartet eine rückhaltlose
Aufklärung durch das Justiz-
ministerium und eine Erklä-
rung dafür, weshalb die durch
den Sonderbeauftragten für
Sicherheitsfragen im Justiz-
vollzug bereits im Jahr 2000
geforderte Installation einer
detektierten Videoüberwa-
chung der Umwehrungsmau-
er der JVA Heinsberg immer
noch nicht erfolgt sei.
In einer ersten Stellungnahme
gegenüber der „Süddeutsche
Zeitung“ und in einem Inter-
view mit dem WDR-Fernseh-

magazin „Westpol“ hat BSBD-
Landesvorsitzender Klaus Jä-
kel die personellen Engpässe
dafür ins Feld geführt, dass
man sich künftig auf außeror-
dentliche Sicherheitsstörun-
gen wie in Heinsberg einstellen
müsse. In den zurückliegen-
den Jahren seien im Strafvoll-
zug zusätzliche Haftplatzka-
pazitäten geschaffen worden,
ohne dass die hierfür an sich
notwendigen zusätzlichen Per-
sonalstellen eingerichtet wor-
den seien. „Eine erhebliche Ar-
beitsverdichtung war die un-
ausweichliche Folge.“ Zusätz-
liche Aufgaben, zu erinnern sei
vorrangig an die Einrichtung
von Plätzen für die Sozialthe-
rapie, hätten diesen Prozess
noch verstärkt. Da dürfe es
nicht verwundern, wenn das
Maß an sozialer Kontrolle in
den Anstalten abnehme. 
Jäkel warb gleichzeitig um
Verständnis für die Kollegin-
nen und Kollegen, die ihren
schweren Dienst unter diesen
schwieriger gewordenen Rah-
menbedingungen zu leisten
haben. Zwar müssten die Ur-
sachen des Heinsberger Vor-
kommnisses lückenlos aufge-
klärt werden, um Wiederho-

lungsfälle in der Zukunft zu
vermeiden. Gleichzeitig warn-
te er jedoch davor, auf Sofort-
entscheidungen beruhendes,
situationsgebundenes Verhal-
ten anhand perfektionisti-
scher Vorschriften vom grünen
Tisch aus zu überprüfen, nur
um einen Schuldigen vorwei-
sen zu können. Dies, so Jäkel,
würde die Kolleginnen und
Kollegen in den Vollzugsein-
richtungen des Landes eher
demotivieren, weil sich ihnen
der Verdacht aufdrängen

müsste, ohne die erforderliche
Rückendeckung des Dienst-
herrn zu sein und die dem Voll-
zug immanenten Risiken allein
tragen zu müssen.

Jäkel fordert verbesserte 
Sicherheitseinrichtungen

Als Schlussfolgerung aus dem
Heinsberger Ereignis forderte
Jäkel vielmehr dazu auf, die
Sicherheitseinrichtungen der
nordrhein-westfälischen Voll-
zugsanstalten sukzessive zu
verbessern und dann perma-
nent auf einem aktuellen
Stand zu halten. Dabei müss-
ten alle Verfahren genutzt wer-
den, von denen eine Entlas-
tung des Personals erwartet
werden könne. Zu denken sei
dabei an Personenschutzsys-
teme, Videoüberwachung, mo-
derne Kommunikationsanla-
gen und an Zutrittskontrollen
unter Einsatz biometrischer
Verfahren, aber auch an Über-
steigsicherungen auf Vorfeld-
zäunen oder der Umweh-
rungsmauer. Hier ließen sich
nach Ansicht des BSBD-Lan-
desvorsitzenden noch Res-
sourcen erschließen, mit de-
nen die dringendsten Nöte ge-
lindert werden könnten.

Klaus Jäkel, BSBD-Landesvorsit-
zender

OV Dinslaken

Im Spätherbst veranstaltete
der Ortsverband seinen schon
traditionellen Vergleichswett-
kampf im Kegeln. Die Hobby-
Kegler konnten mit beachtli-
chen technischen Fertigkeiten
aufwarten. Besondere Form-
stärke bewies − nomen est
omen − Theo Pumpe. Mit ge-
konnten Würfen sammelte er
Punkt um Punkt und errang
verdient den Wanderpokal der

BSBD-Untergliederung.
Knapp vor dem drittplazierten
Altmeister Willi Wessels, kam
Andreas Messer auf dem zwei-
ten Platz ein. Nachdem die
Siegtrophäen vergeben waren,
ließen die Kegler den Abend in
geselliger Runde ausklingen,
nicht ohne die entscheidenden
Wettkampfsituationen einge-
hend Revue passieren zu las-
sen.

Heute schon
gelacht?
Heute schon
gelacht?
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„Evi, warum bist Du 
plötzlich so felsenfest 
davon überzeugt, dass 
Du den Erbschaftsprozess
gewinnen wirst?“

„Weil mein Anwalt mir 
gestern einen Heirats-
antrag gemacht hat!“

Aktuelle
Infor-
mationen
über die BSBD-
Gewerkschafts-
arbeit finden Sie 
im Internet!
Schauen 
Sie nach 
unter
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OV Hövelhof

Speed-Skater erfolgreich

Andreas Turrek und Rüdiger
Bee haben sich seit dem Auf-
kommen der Skating-Eupho-
rie dieser neuen Sportart ver-
schrieben und bereits zahl-
reiche Erfolge erzielen kön-
nen. Anfangs war es die rei-
ne Freude, mit den Skates
über den Asphalt zu gleiten.

Mit zunehmendem Können
und wachsender Sicherheit
wurden die Ansprüche aller-
dings größer. Die Vollzugsbe-
amten schlossen sich Skating-
Teams an, was zu einem noch-
maligen Leistungssprung bei-
trug. Kontinuierliches Trai-
ning und das Kräftemessen im
Wettkampf taten ein Übriges,
um weitere Leistungssteige-
rungen zu bewirken.

Der 36-jährige Rüdiger Bee
hat seine Bestzeit über die Ma-
rathonstrecke von 42,195 km
auf 1 h 15 Min. steigern kön-
nen, was einer Durchschnitts-
geschwindigkeit von rd. 34
km/h entspricht. Der 30-jäh-
rige Andreas Turrek hat sich
dem Skating seit zwei Jahren
verschrieben und erstaunlich
schnell den Anschluss an die
deutsche Spitzenklasse vollzo-
gen. Im vergangenen Jahr hat
er an nicht weniger als neun
Marathonrennen teilgenom-
men und seine Bestzeit auf 1 h
12 Min. steigern können. Die
Durchschnittsgeschwindig-

OV Hövelhof

Walter Kramp seit
50 Jahren BSBD-Mitglied

Im Rahmen einer kleinen Fei-
erstunde würdigte OV-Vorsit-
zender André Nienaber die be-
sonderen Verdienste, die sich
der Jubilar, der am 25. Sep-
tember 2002 seinen 90. Ge-
burtstag feiern konnte, um
den Strafvollzug und die Ge-
werkschaftsarbeit erworben
hat. „Sie waren buchstäblich
ein Mann der ersten Stunde ei-
ner neuen Zeit, die Sie wesent-
lich mitgeprägt haben. Das
Kriegsende erlebten Sie als
Verwaltungsleiter in der Ju-
gendstrafanstalt Herford. Hier
waren Sie am Aufbau einer
funktionierenden Vollzugsein-
richtung maßgeblich beteiligt.
Zu Beginn der 60er Jahre er-

reichten Sie dank Ihrer Fach-
kompetenz den Aufstieg in den
höheren Vollzugs- und Verwal-
tungsdienst und wechselten
an die Justizvollzugsanstalt
Münster. Dort erlebten und
begleiteten Sie Reform und Li-
beralisierung des Strafvollzu-
ges, ehe Sie an die JVA Werl
wechselten, wo Sie bis zu Ihrer
Pensionierung zum Vertreter
des Behördenleiters bestellt
waren“, ließ Nienaber die Sta-
tionen eines Berufslebens Re-
vue passieren. Für die Zukunft
wünschte der BSBD-Vormann
Walter Kramp eine stabile Ge-
sundheit und noch viele glück-
liche Jahre im Kreise der Fami-
lie.

Rüdiger Bee und Andreas Turrek

Zitat des
Monats
Zitat des
Monats
„Heute meint ja jeder Politi-
ker, nur weil er einen Perser
im Wohnzimmer hat, wäre
er schon Nahost-Experte.“
Guido Westerwelle,
Vorsitzender der FDP

keit von über 35 km/h mar-
kiert gegenwärtig das Maxi-
mum dessen, was zurzeit mög-
lich erscheint. 
Bei ihren Rennen erzielen die
Speed-Skater Spitzenge-
schwindigkeiten von 60 km/h,
was hohe Anforderungen an
den Gleichgewichtssinn stellt
und außerdem Kraft, Ausdau-
er und Geschicklichkeit ver-
langt. Bei dem zwischenzeit-
lich durch die Kollegen er-
reichten Leistungsstand ist
der notwendige Trainingsauf-
wand beträchtlich. Ausdauer-
und Techniktraining müssen
praktisch täglich durchge-
führt werden, um leistungs-
steigernde Potentiale zu er-
schließen. Für dieses Jahr ha-
ben sich die beiden Spitzen-
skater besonders viel vorge-
nommen. Ihr erklärtes Ziel ist
eine Verbesserung ihrer Best-
zeiten. Der Ortsverband Hövel-
hof wünscht viel Glück und
gutes Gelingen.

Kommt ein Kunde in eine
Tierhandlung und möchte ei-
nen Papagei erwerben. Der
Tierhändler hat drei Vögel
vorrätig. 
Der Kunde fragt, was der lin-
ke Vogel kosten soll. Der Ver-
käufer erwidert: „Das ist ein
besonderes Tier, das kostet
500 Euro, es kann das ge-
samte Bürgerliche Gesetz-
buch auswendig.“
Daraufhin fragt der Kunde,
was der rechte Papagei kos-
ten soll. Hierauf entgegnet
der Händler: „1.000 Euro,
denn dieser kann sogar den

ganzen Kommentar von Pa-
landt auswendig.“
Dem Kunden ist dies zu teuer
und er erkundigt sich nach
dem Preis des mittleren Vo-
gels, der recht unansehnlich
mit gerupftem Federkleid auf
seiner Stange sitzt.
Der Tierhändler antwortet:
„Oh, das ist der teuerste von
allen, der kostet 2.000 Euro.“
Der Kunde ist beeindruckt
und erkundigt sich voller Er-
wartung nach den Fähigkei-
ten des Tieres. 
Der Verkäufer sagt hierzu le-
diglich: „Dieser Vogel kann
und sagt nichts. Doch die
beiden anderen Papageien
reden ihn mit „Herr Vorsit-
zender“ an!“

Heute schon
gelacht ?
Heute schon
gelacht ?


